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Rede Präsident Klaus Ehrhardt

Tag der Saarländischen Bauwirtschaft am 27. Juni 2017, 
Öffentlicher Teil

In den vergangenen Jahren haben wir unseren Tag der Bauwirtschaft unter das Motto „Stark werden – stark bleiben“ gestellt. Dabei ging es uns zunächst einmal darum, die Bauwirtschaft vorzustellen, ihre Sorgen und Nöte zu artikulieren und die Bauwirtschaft als das darzustellen, was sie nun einmal ist: ein potenter Schlüsselwirtschaftszweig. In diesem Jahr, meine Damen und Herren, haben wir, nachdem die Branche schwierige, ja sehr schwierige Phasen mit ungeheuren Strukturveränderungen in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten durchlebt hat, auch mal einen Grund zu feiern! Denn unserer Branche geht es durch die Bank weg gut – und zwar erstmals seit Jahrzehnten allen Gewerken! Im Bund könnte man sogar hinzufügen, dass es in etlichen Regionen sogar sehr gut läuft!  Laut einer DIHK-Umfrage im Frühsommer diesen Jahres sehen die Bauunternehmen ihre aktuelle Geschäftslage so positiv wie nie. Auch die Geschäftserwartungen übertreffen nochmals die guten Vorjahresergebnisse. Die Unternehmen planen, im laufenden Jahr mehr zu investieren und ihren Personalbestand auszuweiten. Allerdings, und das ist auch ein Thema, das uns zunehmend umtreibt, nimmt die Sorge über einen zukünftigen Fachkräftemangel weiter zu.

Weil es bundesweit so gut läuft, werden die Prognosen über die Entwicklung der baugewerblichen Umsätze im Bauhauptgewerbe für das laufende Jahr bereits von 5 auf 6 % angehoben. Für 2018 wird mit einem weiteren Umsatzplus von 5,5 % gerechnet. 

Der AGV Bau Saar kann sich dieser überaus optimistischen Prognose zwar nicht anschließen, geht aber auch von einer für die Bauunternehmen weiterhin stabilen Wirtschaftslage und positiven Baukonjunktur im Saarland aus, sind doch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen wie Niedrigzinsen, hohe Beschäftigungs- und niedrige Arbeitslosenquote gerade auch für unseren Wirtschaftszweig und die Signale aus der Politik äußerst günstig.

Der Bau ist damit weiterhin eine der Stützen der gesamtwirtschaftlichen Konjunktur. Und die gute Nachricht ist: Auch in den kommenden Jahren erwarten die Wirtschaftsexperten eine gute Baukonjunktur. 

Dabei gibt es zwei Sondereffekte, die die Bauwirtschaft ankurbeln: Zum einen der weiterhin akute Bedarf an zusätzlichem Wohnraum, zum anderen die öffentliche Investitionswende, die inzwischen auch das Land und die kommunalen Investitionen erfasst hat.

Denn endlich – und ich wiederhole es gerne noch einmal – ENDLICH wurde den jahrzehntelangen Plädoyers und Anliegen der Bauwirtschaft Rechnung getragen! Und das ist zunächst einmal die Aufstockung der Finanzmittel im Bereich der Verkehrswege, des sozialen Wohnungsbaus und der Städtebauförderung. Allein im Bund steigen die Verkehrswegeinvestitionen bis 2018 auf knapp 14 Mrd. Euro. 

Auch im Saarland hat zwischenzeitlich der Investitionshochlauf begonnen. Den Auftakt bildete das Sonderprogramm von Innenminister Bouillon zu Beginn des Jahres mit einem Volumen von 20 Mio Euro, in dem er allen Städten und Gemeinden sechsstellige Summen für ihre Straßen zuteilte, und zwar ohne dass die Kommunen einen Eigenanteil leisten mussten. Dies  war ein erster positiver Schritt, der den Straßenbau ankurbelte, der jedoch bei Weitem nicht ausreicht, um den Sanierungsstau bei den kommunalen Straßen aufzulösen. Das Saarland erwartet nun, so die Aussage von Wirtschaftsministerin Rehlinger zu Beginn ihrer zweiten Amtsperiode, „ein bisher nie gekanntes Programm an Baumaßnahmen und Baustellen“. Laut Koalitionsvertrag soll spätestens ab dem Jahr 2020 ein „Jahrzehnt der Investitionen“ für das Land und seine Kommunen beginnen und das Budget für Investitionen in Schul- und Hochschulgebäude, in Straßen und die digitale Infrastruktur um 50 Mio. Euro auf dann 400 Mio. Euro angehoben werden. In den Folgejahren solle der Etat dann jeweils um 2 % steigen, so dass 2030 rechnerisch insgesamt 488 Mio. Euro zur Verfügung stünden. 

Darüber hinaus wurde eine Reihe von Gesetzesvorhaben, ich denke hier nur an das Sozialkassensicherungsgesetz und das Bauvertragsrecht im Sinne der Bauwirtschaft beschlossen. 

Auch im Saarland wurden unsere Anregungen zur Bündelung der Baukompetenzen, der Personalverstärkung der Bau- und Straßenbauverwaltungen und zur Einführung von Straßenausbaubeiträgen aufgegriffen und befinden sich derzeit in der Planung oder bereits in der Umsetzung. 

So war eine wesentliche Forderung der Bauwirtschaft in den vergangenen Jahren die Verschlankung der Bauverwaltung bei gleichzeitiger Steigerung der Baukompetenz. Die Zusammenführung der bislang über mehrere Ressorts verstreuten Zuständigkeiten für alle Bau- und Infrastrukturthemen etwa bei Wirtschaft (Straßenbau), Finanzen (Hochbau), Innen (Bau-Aufsicht, Städtebau) oder Staatskanzlei (Breitband) in nun zwei Ministerien wird ausdrücklich von der Bauwirtschaft begrüßt und unterstützt. Allerdings erlauben wir uns nochmals den Hinweis, dass die Bündelung vor allem unter dem Aspekt der Qualität vorgenommen und die Wiederbesetzungssperre bei Stellen, die zu einem Ausfall bis zu 1,5 Jahren führen kann, überdacht werden sollte. 

Weiterhin soll durch Personaleinstellungen beim LfS nun dafür gesorgt werden, dass ausreichend Mitarbeiter vorhanden sind, um Ausschreibungen zu verstetigen und Bundesmittel künftig voll auszuschöpfen. Was für die Bauverwaltung auf der einen Seite gilt, gilt auf der anderen Seite auch für die Unternehmen der Bauwirtschaft. Denn  nur mit einem ausreichenden Personalstamm können die zu bewältigenden Aufgaben geleistet werden. Daher ist es für die Bauwirtschaft aus unternehmerischer Sicht wichtig, in Politik und Verwaltung einen zuverlässigen Partner an ihrer Seite zu haben, der mit mittel- und langfristigen Planungen sowohl die eigene Investitions- und Personalplanung als auch die der Unternehmen nachhaltig sicherstellt. 

Was auf Landesebene nun begonnen hat, muss nun auch bei den Kommunen seinen Niederschlag finden. So müssen die Verwaltungsstrukturen bei den Kommunen auf den Prüfstand kommen und eine wesentlich engere Zusammenarbeit angestrebt werden. Sollten die Kommunen allerdings  für die kommenden Jahren zu keiner Einigung kommen, müsste im Sinne des Fortbestandes des Saarlandes eine Gebietsreform, wie von der CDU ins Gespräch gebracht, als „ultima ratio“ durchgeführt werden. Im Hinblick auf die Finanzlage der Kommunen sollten auch, wie von der Bauwirtschaft bereits mehrfach vorgeschlagen, neue Wege zur Beschaffung des notwendigen Kapitals für Investitionen eingeschlagen werden. Wir weisen in diesem Zusammenhang erneut auf die Einführung der wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge hin. 

Das kürzliche Kooperationsangebot von Wirtschaftsministerin Rehlinger an die saarländische Bauwirtschaft zu einem besseren Baustellenmanagement nimmt die Bauwirtschaft an und ist zu einem baldigen Treffen mit dem Wirtschaftsministerium, dem LfS und den kommunalen Trägern gerne bereit. Dabei müssen aber zahlreiche Hürden wie die Verkürzung von Planungszeiten für Baustellen ebenso genommen werden wie eine  Verkürzung baubegleitender Entscheidungen. Zu häufig liegen Baustellen deshalb vorübergehend still, weil erst geklärt werden muss, ob unvorhergesehene Schäden mit beseitigt werden und wer dafür zahlt. Darüber hinaus stößt die Bauwirtschaft mit einem Einsatz ihrer Arbeitnehmer vermehrt an Wochenenden an Grenzen durch das Arbeitszeitgesetz. Die Bauwirtschaft wird jedoch, und das kann ich Ihnen an dieser Stelle zusagen, ihren Beitrag leisten, künftig Baustellen im Land zu beschleunigen.

Die aus Sicht der Bauwirtschaft noch offenen Problemfelder  wie die Bauproduktenverordnung, die EU-Dienstleistungsrichtlinie und grundlegenden Strukturreformen im Land sind hingegen sicherlich nicht unlösbar.  Gleiches gilt für die von uns mit angestoßene Diskussion über die „Allianz für Reformen“: 

Das Saarland braucht, wenn es als Wirtschafts- und Lebensstandort konkurrenzfähig bleiben will, möglichst rasch eine breit angelegte und ausreichend dotierte Investitionsoffensive. Sie ist nötig, um zwei existenziell wichtige Ziele zu erreichen: Erstens gilt es, den zum Teil beträchtlichen Sanierungs- und Modernisierungsstau in der öffentlichen Infrastruktur schrittweise abzubauen. Zweitens braucht das Saarland wieder ausreichend dimensionierte Leitinvestitionen, um im Länderwettbewerb Schritt halten und Zukunftschancen nutzen zu können. Um beide Ziele erreichen zu können, ist es nötig, die Investitionsbudgets von Land und Kommunen jährlich um gut 150 Mio. Euro aufzustocken. Rund 100 Mio. Euro sind nötig, um die Investitionslücke zum Schnitt der Länder wieder zu schließen. 40 Mio. und mehr werden erforderlich sein, um den Sanierungsstau in einem überschaubaren Zeitraum abzubauen. Ohne einen solchen Investitionsschub droht das Land schon bald in eine Abwärtsspirale aus schwindender Attraktivität, rückläufigen privaten Investitionen, Wachstumsschwäche, sinkender Steuerkraft und Abwanderung zu geraten.

Die Investitionen von Land und Kommunen sollten eingebettet werden in eine Investitionsplanung 2025, die möglichst verbindlich festlegt, welche Projekte wann auf der Zeitschiene realisiert werden sollen. Grundlage für diese Planung sollte eine umfassende Bestandsaufnahme sein, in der die zur Sanierung und Modernisierung der Infrastruktur erforderlichen Investitionen verlässlich quantifiziert werden. Zudem sollten sich Land und Kommunen auf eine Liste prioritärer Leitinvestitionen verständigen.

Um den erforderlichen finanziellen Spielraum für mehr Investitionen zu schaffen, wird es nötig sein, die konsumtiven Ausgaben weiter zurück zu fahren; dies insbesondere im Bereich von Kreisen und Kommunen. In erforderlichem Maß kann das nur gelingen, wenn die inneren Verwaltungsstrukturen des Landes in den nächsten Jahren grundlegend reformiert werden.

Die Allianzpartner begrüßen es, dass im Land bereits eine Diskussion über mögliche und nötige Strukturreformen begonnen hat. Die Allianz ist der festen Überzeugung, dass eine mutige Reformpolitik bei der Bevölkerung auf eine positive Resonanz stoßen wird. Auch hier bietet die Bauwirtschaft ihre Unterstützung und Gesprächsbereitschaft bei der Findung von Lösungen an.

Gerät die Welt aus den Fugen?
Wäre ich hier mit meiner Rede am Ende, könnte man meinen, dass ALLES GUT sei. Eigentlich JA! Wäre da nicht das Weltgeschehen um uns herum!

Die Welt, meine Damen und Herren, scheint in vielen Bereichen aus den Fugen geraten zu sein, denkt man an die vielen Anschläge in Europa und  weltweiten Kriege, an Machthaber wie Putin, Trump oder Erdogan, an Populismus, Migration, an die Staatsverschuldungen im Euroraum und vieles mehr. Jedes einzelne der angesprochenen Problemfelder kann unsere aktuelle Komfortzone beeinflussen und damit uns in unserem persönlichen und wirtschaftlichen Handeln treffen. Die Themen werden jedes für sich oder in jeder nur denkbaren Kombination in den letzten Wochen und Monaten immer wieder intensiv in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft erörtert. Doch darauf wollen wir heute nur bedingt eingehen.

Die vorgenannten Themen mit ihrer alltäglichen Präsenz und Bedrohung versperren jedoch oftmals den Blick auf die größeren Veränderungen, ja Umwälzungen in unseren Gesellschaften. Wir werden, und ich denke, da stimmen Sie mir zu, immer mehr fremd bestimmt und fremd beherrscht. Das gilt für die globalen Themen, aber auch für die täglichen Dinge. Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang nur zwei Begriffe nennen, die auch die Bauwirtschaft betreffen bzw. belasten, nämlich die Regelungswut und den Bürokratismus. Wir müssen zunehmend feststellen, dass heute weniger die Frage „wie baue ich?“ als vielmehr die Frage  „wie bringe ich es fertig, alle Voraussetzungen zu erfüllen, um zu bauen …“ steht. Aus vielleicht gut gemeinten Baubestimmungen werden „Bauverhinderungsbestimmungen“, die die Bauwirtschaft zunehmend belasten. 
„Bauverhinderungsbestimmungen“ – zunehmende Belastung für die Bauwirtschaft

Eine Studie der „Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen“ zeigt, dass zusätzliche staatliche Vorgaben insbesondere in Sachen Energieeinsparung, Sicherheit und Naturschutz die Preise deutlich in die Höhe getrieben haben. Während die Rohbaukosten eher unter der allgemeinen Inflation liegen, sind bei den Ausbaukosten zwischen 2000 und 2014 rund 70 % mehr für einen Quadratmeter Wohnfläche zu bezahlen. Die Ausgaben für ein Mehrfamilienhaus zum Beispiel sind im benannten Zeitraum im Schnitt von 2.209 Euro pro Quadratmeter auf 3.080 Euro gestiegen (+ 40 %). 426 Euro werden allein durch die verschärften Vorgaben für Energieeffizienz, Brand- und Schallschutz oder Sturmsicherheit verursacht. Überdies sind rund 40 % des Kostenschubs letztlich auf die öffentliche Hand mit der Erhöhung der Grunderwerbsteuer zurückzuführen.

Mittlerweile steht die immer teurere und aufwändigere Technologie in keinem Verhältnis mehr zum ökologischen Nutzen, die Übertechnisierung hat sich zu einem zentralen Problem des Wohnungsbaus entwickelt. Ohne eine grundsätzliche Neukonzeption der Vorschriften zur Energieeffizienz und größere gesetzgeberische Zurückhaltung in Bezug auf neue Standards sowie eine Verbesserung der Rahmenbedingungen durch Verkürzung der Abschreibungsfristen wird es nicht gelingen, Investitionen in den Wohnungsbau noch einmal deutlich attraktiver erscheinen zu lassen.
Die gläserne Gesellschaft: Freiheitsberaubung und Fremdbestimmung?

Doch zurück zu den größeren Veränderungen:  Im Zeitalter der Globalisierung, dem Zusammenwachsen der Staaten und der Digitalisierung  werden wir, wird die Gesellschaft immer „gläserner“. Nehmen wir einmal ein Beispiel aus unserem alltäglichen Leben: Informieren Sie sich im Internet zum Beispiel einmal nach einem Flug nach Indien. Sie werden feststellen, dass Sie in den folgenden Wochen und Monaten beim Surfen im Internet zu ganz anderen Themen permanent mit Angeboten und Informationen zu Flügen nach und Hotels in Indien überschüttet werden … 

In Dave Eggers‘ Roman „Der Circle“ gibt es die Figur der vollständig transparenten Politikerin, die mit einer ständig mitgeführten und filmenden Kamera jedes ihrer Gespräche der Öffentlichkeit preisgibt. Diese Aufhebung der Trennung von Vorder- und Hinterbühne, die für die Demokratie essentiell ist, erfolgt im Roman gerade im Namen einer Aufklärung, die sich mit Transparenz verwechselt. Transparenz ist aber hier das vollständige Verschwinden der privaten Person und ihre Transformation in ein ausschließlich öffentliches Wesen, dem keinerlei Rollenwechsel und keine Rollendistanz mehr gestattet ist. Das ist einstweilen noch eine literarische Fiktion, aber die Überwachungs- und Skandalisierungsmöglichkeiten, die die beständige Datenproduktion erst hervorbringt, zeichnet auch in der Wirklichkeit der Gegenwart die Gefährdung der Voraussetzungen für Demokratie an. Dabei spielt die Absicht, mit der eine soziale oder kommunikative Innovation eingeführt wird und Wirksamkeit entfaltet, nicht die wichtigste Rolle. Oft sind es vielmehr die nicht-intendierten oder auch kollateralen Effekte, die tiefgreifende Auswirkungen auf Autonomie- und Freiheitsspielräume haben. Das Private ist hier der öffentlichen, aber anonymen Zerstörung fast schutzlos ausgeliefert, wobei hinzukommt, dass das Netz nie vergisst. Deshalb können auch Äußerungen und Handlungen, die in einem bestimmten historischen Kontext vorgenommen wurden, in einem späteren skandalisiert werden.

Das alles sind Erosionsprozesse in den Grundverhältnissen des Sozialen, die mit der Privatheit auch das abschaffen, was wir in der Demokratie als Öffentlichkeit verstanden haben. Man sieht: die Verteidigung der Demokratie geht bereits weit über die Sicherung des Datenschutzes hinaus.

· Wo endet diese Entwicklung? 

· Kann man sie noch aufhalten?

· Wie verändert sich unser Zusammenleben? 

· Sind wir nicht schon so gläsern oder transparent, dass wir unsere Freiheiten beschnitten und eingeschränkt haben? 

· Werden wir steuerbar durch Dritte, wer immer diese auch sind?  …. nehmen wir nur das  Beispiel des Einflusses von Russland bei der Wahl des amerikanischen Präsidenten … 

All dies sind letztlich beängstigende Fragen, die uns dazu bewogen haben, den diesjährigen Tag der Bauwirtschaft unter das Motto „Ohne Freiheit und Verantwortung“ zu stellen. Denn es steht außer Frage, dass wir uns diesen Themen und Fragen stellen müssen.

Ich freue mich sehr, dass wir Herrn Roland Tichy als Referenten gewinnen konnten. Herr Tichy war langjähriger Chefredakteur der Wirtschaftswoche und ist heute selbst Publizist und Vorsitzender der Ludwig-Ehrhard-Stiftung und wird uns zum Thema „Ohne Freiheit und Verantwortung“ aufzeigen, wie Globalisierung, Europa und die Marktwirtschaft neu verhandelt werden. 

Saarbrücken, den 27. Juni 2017
Claus Weyers (V.i.S.d.P)

Hauptgeschäftsführer 

Kirsten Schilt
Referentin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
AGV Bau Saar, Kohlweg 18, 66123 Saarbrücken

Der AGV Bau Saar ist ein Fach- und Arbeitgeberverband der saarländischen Bauwirtschaft und vertritt rund 800 saarländische Unternehmen der Bau- und Ausbaubranche sowie der Baustoffindustrie. 


Sperrfrist:  27. Juni 2017, 19.00 Uhr
[image: image4.bmp]















Arbeitgeberverband 


der Bauwirtschaft des Saarlandes e.V. 	












[image: image2]
1

